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Kommunalpolitikertreffen der Kreis-SPD zum Thema Energiewende

Gemeinden sollen Stromnetze zurückkaufen
Chancen und Risiken bei Rekommunalisierung der Netze - Autarke Versorgung möglich
Landkreis. Jahrelang haben

viele Kommunen das Angebot ihres
Stromversorgers wahrgenommen
und ihre Stromnetze gegen die so
genannte Konzessionsabgabe abge-
treten. Im Zuge der durch die Kata-
strophe in Fukushima verursachten
Energiewende und der damit ver-
bundenen Möglichkeit, dass sich
Kommunen durchaus auch komplett
selber mit erneuerbaren Energien
versorgen könnten, kann es durch-
aus wirtschaftlich interessant - und
auf jeden Fall für die Daseinsvorsor-
ge wichtig - sein, diese Stromnetze
wieder in den Besitz der Gemeinden
zu bringen. Zu diesem Thema hatte
die Landkreis-SPD am Donnerstag
im Gasthof Krieger in Mariaort ein
Kommunalpolitikertreffen anbe-
raumt.

Wer bei einem Kommunalpoliti-
kertreffen Kommunalpolitiker er-
wartet hatte, wurde allerdings, bis
auf wenige Ausnahmen, enttäuscht.
Kreisvorsitzender Rainer Hummel
musste nämlich zuallererst sämtli-
che SPD-Bürgermeister (mit Aus-
nahme des Donaustaufers Jürgen
Sommer) und sämtliche Kreisräte
der Sozialdemokraten entschuldi-
gen. Die hatten Wichtigeres zu tun,
weil sie in einer Fraktionssitzung
über die Fusionierung von Sparkas-
sen in der Oberpfalz beraten muss-
ten, über die in der nichtöffentlichen
Kreistagssitzung am 11. Juli ent-
schieden werden soll. Zu dem
durchaus interessanten Referat über
Chancen und Risiken der Rekommu-
nalisierung von Stromnetzen waren

daher nur knapp 30 interessierte
Gemeinderäte erschienen.

Die Kombination macht’s
Trudl Meier-Staude vom pro-

jekt21plus, einem Beratungsbüro
für Ökostromwechsel, versuchte in
einer knappen Stunde, den Zuhö-
rern die Notwendigkeit zu vermit-
teln, dass Kommunen ihre Strom-
netze zurückbekommen. Bereits seit
einem groß angelegten Versuch aus
dem Jahr 2007, bei dem 10000 Haus-
halte in einem Kombi-Kraftwerk-
Szenario mit ausschließlich regene-
rativer Energie versorgt worden wa-

ren, stehe fest, dass es, entgegen al-
len anderslautenden Behauptungen
von Kernkraft-Fans, durchaus mög-
lich sei, die komplette Republik mit
Strom aus Wind/Sonne/Erdwärme/
Biomasse etwa mittels Pumpspei-
cherwerken zu versorgen, sagte Mei-
er-Staude. Insbesondere das häufig
verwendete Argument, man könne
mit alternativen Energien das so ge-
nannte Lastprofil - also den Strom-
verbrauch in Spitzenzeiten, wie et-
wa gegen 18 Uhr - nicht abdecken,
habe der Versuch widerlegt. „Alles
hat jederzeit funktioniert“, erklärte
die Referentin. Allerdings seien da-

für ein paar Voraussetzungen erfor-
derlich.

Intelligente Zähler
Neben „intelligenten Stromzäh-

lern“, die in der Lage seien, je nach
Angebot den jeweils günstigsten
Energieträger einzusetzen, sei ein
leistungsfähiges Computersystem
erforderlich, das Windstrom liefere,
wenn Wind wehe und auf Photovolt-
aik umschalte, wenn ausreichend
Sonneneinstrahlung vorhanden sei.
„Intelligente Netze vor Ort sind viel
verbrauchsärmer und haben viel
weniger Leistungsverluste, weil die
Wege zum Verbraucher kurz sind“,
erläuterte Meier-Staude. Deshalb
sei es unbedingt notwendig, dass die
Kommunen ihre Stromnetze zu-
rückbekämen.

Politisch Weichen stellen
Damit die Gemeinden den Strom-

konzernen nicht hilflos ausgeliefert
seien, sei im Energiewirtschaftsge-
setz festgeschrieben, dass die Kon-
zessionsverträge auf maximal 20
Jahre beschränkt seien. Damit die
Kommunen ihre Netze zu einem an-
gemessenen Preis zurückkaufen
könnten und bei den Verhandlungen
nicht über den Tisch gezogen wür-
den, riet die Referentin dazu, mög-
lichst schon etwa drei Jahre vor
Auslaufen der Verträge politisch die
Weichen für diese Übernahme zu
stellen. Es dauere ab dann etwa drei
Jahre, bis alle Voraussetzungen er-
füllt und der eigene Betrieb der Net-
ze möglich sei. Meier-Staude riet vor
allem dazu, sich einen kompetenten
Partner, etwa ein Stadtwerk, zu su-
chen, der in der Lage sei, bei den
Verhandlungen mit den Konzernen
auf Augenhöhe mitzureden. Auch
sei es wichtig, vor der Übernahme
eine Wirtschaftlichkeitsanalyse
erstellen zu lassen, weil es in der
Regel ziemliche Investitionen erfor-
dere, ein Netz auf Vordermann zu
bringen.

„Nicht simpel, aber machbar“
Nach Abwägung aller Vor- und

Nachteile des Eigenbetriebes von
Stromnetzen durch die Kommunen
hielt die Referentin fest, dass es
zwar „nicht simpel, aber machbar
und empfehlenswert“ sei, dass Kom-
munen im Sinne der Daseinsvorsor-
ge diesen Schritt täten. Donaustaufs
Bürgermeister Jürgen Sommer, des-
sen Gemeinde vor Kurzem den alten
Konzessionsvertrag mit ihrem
Stromversorger um zehn Jahre ver-
längert hat (um, so Sommer, die Re-
kommunalisierung und alle damit
verbundenen Notwendigkeiten aus-
reichend prüfen zu können), kriti-
sierte, dass die Umstellung bei einer
bestimmten Größe der Gemeinde
nur schwer zu bewerkstelligen sei:
„Nicht nur, dass die Konzessionsab-
gabe wegfällt. Es kommen auch
noch die Investitionskosten dazu
und man muss die erneuerbaren
Energien schaffen“. Und man habe
ja in den letzten Monaten gesehen,
wie groß der Widerstand in der Be-
völkerung gegen Windenergie- oder
Biogasanlagen sei.

Kompetente Partner
Zum Abschluss nannte die Refe-

rentin noch einige Adressen von Be-
ratungsbüros und Stadtwerken, die
bereits in der Umstellungsphase sei-
en. Unter anderem ein Büro für
Energiewirtschaft (www.bet-aa-
chen .de), die Stadtwerke Schwä-
bisch Hall, naturstrom, Energie in
Bürgerhand und die Firma Becker
Büttner Held. Im Anschluss an das
Referat stellte Kreisvorsitzender
Rainer Hummel noch den 14 Punkte
umfassenden Leitantrag der Land-
kreis-SPD zum Thema Neue Energi-
en vor, über den wir in unserer Aus-
gabe vom 17. Mai ausführlich be-
richtet haben. -mox-

Trudl Meier-Staude von projekt21plus referierte über Chancen und Risiken bei
der Rekommunalisierung von Stromnetzen. Rechts im Bild SPD-Kreisvorsitzen-
der Rainer Hummel. (Foto: mox)

Auch Bulldogs müssen Trasse nutzen können
Grünen-Abgeordnete Maria Scharfenberg kritisiert Förderkriterien für Ausbau des Labertalradweges

Landkreis . (ar) Der Grünen-
Landtagsabgeordneten und Markt-
rätin aus Laaber, Maria Scharfen-
berg, waren die Informationen rund
um den Ausbau des Labertalrad-
wanderweges zu dürftig. Daher hat-
te sie die Vertreter des Amtes für
Ländliche Entwicklung und des Pla-
nungsbüros Bartsch sowie den
Laaberer Bürgermeister Willi Hog-
ger und die stellvertretende Vorsit-
zende des ADFC, Evi Pschorr-Scho-
berer, zu einem Ortstermin im La-
bertal eingeladen, um etwas mehr
Licht ins Dunkel zu bringen.

Variierende Breitenangaben und
ein mangelhafter Informationsfluss
hatten Maria Scharfenberg veran-
lasst, die Vertreter der verantwortli-
chen Stellen nach Laaber zu bitten.
Sie war bereits von vielen besorgten
Bürgern, die das Labertal in Gefahr
sehen, angesprochen worden und
wollte nun konkret wissen, wie weit
das Projekt Radwegeausbau in der
Entwicklung fortgeschritten ist und
wie der Ausbau im Detail aussehen
soll. Doch zuvor erinnerte der Leiter
des Amtes für ländliche Entwick-
lung, Thomas Gollwitzer, zunächst

an die Historie. Das Projekt basiere
auf einem 2003/2004 erstellten Stra-
tegie- und Handlungskonzept für
den Landkreis, in dem festgehalten
worden sei, dass im westlichen
Landkreis die Kraft der Flußader
genutzt werden sollte, um die touris-
tische und wirtschaftliche Entwick-
lung anzukurbeln. Dazu gehöre
auch die verbindende Funktion des
insgesamt 80 Kilometer langen Rad-
weges. Inzwischen wurde die Rah-
menplanung vom Landkreis vorge-
geben und nun seien die Kommunen
als Bauträger am Zug.

Klare Bedingungen
Damit der Weg vom Amt für länd-

liche Entwicklung gefördert werden
kann, muss er auch für die Land-
wirtschaft eine Verbesserung mit
sich bringen und das bedeute im
Detail, dass die geschotterten Wege
eine Breite zwischen 3,50 und vier
Metern vorweisen müssen. Der as-
phaltierte Bereich wird eine Breite
von 2,50 Metern haben, zu denen ein
geschotterter Randstreifen von 1,50
Meter kommt. Im Bereich Laaber
sind das rund 4,3 Kilometer, die ge-

schottert und rund 220 Meter, die
asphaltiert werden sollen. Ein klei-
ner Teil soll angesichts der Hoch-
wassersituation gepflastert werden.
Durch Grundstückstausch sollen die
benötigten Flächen zu Gemeinde-
grund werden, an anderen Stellen
will man die bestehenden Wege nut-
zen und entsprechend ausbauen.

Spaziergänger vertreiben!

Gerade die geplanten Abmessun-
gen der Schotterstrecken stießen bei
Scharfenberg, Pschorr-Schoberer
und einigen Bürgern auf Kritik. Sie
befürchten nicht nur einen immen-
sen Eingriff in das Landschaftsbild,
sondern durch die „Radautobah-
nen“ auch erhebliche Konflikte zwi-
schen Spaziergängern und Radfah-
rern. Die stellvertretende Vorsitzen-
de des ADFC war sich sicher, dass
die Radler auf einem derartig brei-
ten Weg schneller fahren und somit
viele Spaziergänger vertreiben wer-
den, denn für Letztere leide auf je-
den Fall die „Aufenthaltsqualität“.
Das gelte ebenso für diejenigen Rad-
fahrer, die das Naturerlebnis suchen

und den Weg nutzen wollen, so wie
er jetzt ist, gab sie zu bedenken.
Außerdem verwies der Vertreter des
ALE auf die neuen Standards im
Agrarsektor, der breitere Wege er-
forderlich mache. Scharfenberg sah
aber genau die Interessen dieser Kli-
entel zu stark vertreten und zwar zu
Lasten der anderen Nutzer des We-
ges.

Der Weg sei vom Marktrat so be-
schlossen, man müsse nun nicht das
Ganze noch einmal aufrollen, kom-
mentierte Bürgermeister Hogger die
Situation. Er sei schon von vielen
Bürgern angesprochen worden, die
sich eine befahrbare Trasse im La-
bertal wünschten, berichtete er und
sieht nun durch den für landwirt-
schaftliche Fahrzeuge nutzbaren
Ausbau die Chance, den Weg mit
Hilfe von Fördergeldern zu realisie-
ren. Scharfenberg will sich mit der
geplanten Breite von vier Metern
nicht abfinden, da sie als grüne
Landtagsabgeordnete auch immer
die Umweltverträglichkeit im Auge
behalten müsse. Daher will sie nun
eruieren, ob man nicht auch bei ei-
ner geringeren Breite Zuschüsse er-
halten kann.

Der Leiter des ALE, Thomas Gollwitzer, nutzte den Ortstermin an der Laber, um Bürgermeister Hogger den Zuwendungsbescheid in Höhe von 220000 Euro für den
Ausbau des Radwegs in Laaber zu überreichen (links). - Martin Wolfarth vom Planungsbüro Bartsch erläuterte den Anwesenden die Planungen anhand von
Kartenmaterial (rechts). (Fotos: Arwanitaki)

Kinder stellen Fragen!
Landkreis. Politik wird fast im-

mer von Erwachsenen gemacht –
Doch gerade die Kinder sind zuver-
lässige Lieferanten für viele Fragen
und Ideen rund um ihr alltägliches
Leben und ihre Heimat. Die CSU-
Landtagsabgeordnete Sylvia Stiers-
torfer ruft deshalb alle Kinder aus
dem Landkreis auf, sich mit Fragen
an sie zu wenden. Am Freitag, 8. Juli,
um 15 Uhr fällt der Startschuss im
„Trampoline“ in Pentling. Bis ein-
schließlich Dienstag, 19. Juli, kön-
nen Kinder im Alter von sechs bis
zehn Jahren ihre Fragen per Mail,
per Post oder per Fax an die Abge-
ordnete schicken. Die Frageaktion
soll in einer Kinderpressekonferenz
enden, die am Donnerstag, 28. Juli,
um 15 Uhr im Walderlebniszentrum
in Sinzing stattfindet. Dorthin wer-
den die Kinder mit den außerge-
wöhnlichsten und interessantesten
Fragen eingeladen und können diese
persönlich an Sylvia Stierstorfer
richten. Sie erhalten dort eine direk-
te Antwort der Landtagsabgeordne-
ten sowie ein kleines Präsent zur
Erinnerung. Alle eingereichten Fra-
gen werden schriftlich von der Ab-
geordneten persönlich beantwortet.

Sauer ist nicht immer lustig
Der Spruch, sauer mache lustig,

stimmt nicht so ganz. Extrem Saures
wirkt nämlich so stark auf die Ge-
schmacksnerven am Rand der Zun-
ge, dass es fast schon weh tut. Wenn
beim Biss in die Zitrone das Gesicht
verzogen wird, dann ist das auch
schon eine Schmerzreaktion. Etwas
weniger saures Obst vermag jedoch
zu einem anregenden Sinnenerleb-
nis zu verhelfen. Sauerkirschen und
Johannisbeeren sind moderate Ver-
treter der sauren Fraktion. Ihre Säf-
te löschen den Durst und beleben
den Kreislauf.


